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Änderung des Gesetzes 

über Maßnahmen zur Förderung des deutschen Films 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Die Filmproduktion hat zugenommen, während gleichzeitig die 
Besuche in den Filmtheatern rückläufig sind mit der Folge, daß 
die Einnahmen der Filmförderungsanstalt nicht mehr ausreichen. 
Die Anstalt kann deshalb die ihr übertragenen Aufgaben, näm- 
lich über Förderungshilfen die deutsche Filmproduktion zur 
qualitativ verbesserten Leistungssteigerung anzureizen, nicht 
mehr hinreichend erfüllen. 


B. Lösung 

Zur Sicherung der Finanzlage der Filmförderungsanstalt und 

damit zur Verbesserung ihrer Funktionsfähigkeit sollen 

— qualifiziertere Anspruchsvoraussetzungen eingeführt wer- 
den (§ 7), 

— befristet der Filmförderungsanstalt für die Gewährung der 
Zusatzförderung jährlich aus einem zu bildenden Sonder- 
vermögen „Ufi-Abwicklungserlös" 1,6 Milionen DM zusätz- 
lich zur Verfügung gestellt werden (§ 9), 

— auf den Ankauf von Fernsehnutzungsrechten durch die Film- 
förderungsanstalt verzichtet werden (§ 12). 

Mit großer Mehrheit bei Enthaltungen angenommen. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat will die Voraussetzungen für die Gewährung 
von Zusatzprämien einengen (§ 9 Abs. 1). 

D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen zur 
Förderung des deutschen Films 

— Drucksache VI/508 — 


A, Bericht des Abgeordneten Gewandt 


A. 

1. Der Deutsche Bundestag hat den von der Bun- 
desregierung vorgelegten Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über Maß- 
nahmen zur Förderung des deutschen Films 
— Drucksache W508 — in seiner 39. Sitzung am 
18. März 1970 in erster Lesung behandelt und 
ihn an den Ausschuß für Wirtschaft zur Feder- 
führung, dem Innenausschuß und dem Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft zur Mitberatung 
und dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 
überwiesen. 

Der mitberatende Innenausschuß hat den Ge- 
setzentwurf in drei Sitzungen am 23. April, 3. und 
17. Dezember 1970 behandelt. Vor Eintritt in die 
Einzelberatungen hat er den Verwaltungsrat der 
Filmförderungsanstalt (FFA) schriftlich gehört, 
dessen Vorsitzender allen befaßten Ausschüssen 
auch mündlich berichtet hat. Der Stellungnahme 
des Innenausschusses vom 17. Dezember 1970 
hat sich der mitberatende Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft nach seinen vorausgegangenen 
Beratungen am 30. April und 10. Dezember 1970 
mit seinem Beschluß vom 21. Januar 1971 ange- 
schlossen. Der federführende Ausschuß für Wirt- 
schaft hat die Ausschußberatungen nach seinen 
Sitzungen am 11. und 25. März sowie am 
29. April 1971 abgeschlossen. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht ge- 
mäß § 96 GO gesondert erstatten. 


B. 

1. Die Ausschüsse stimmten mit der Bundesregie- 
rung darin überein, daß aus dem Prüfungsbe- 
richt der Deutschen Revisions- und Treuhand AG 
— Treuarbeit — über das Haushaltsjahr 1968 
der Filmförderungsanstalt (FFA) vom 27. Mai 
1969 alsbald Konsequenzen gezogen und der 
Bitte des Verwaltungsrats der Filmförderungs- 
anstalt vom 30. Juni 1969 entsprechend die 
Frage, „wie die Durchführung der Aufgaben der 
FFA während der Laufzeit des Filmförderungs- 
gesetzes sichergestellt werden könnte“, geklärt 
werden müsse. Der daraufhin dem Deutschen 
Bundestag vorgelegte Regierungsentwurf zur 
Änderung des FFG ist darauf ausgerichtet, die 
Finanzlage der FFA zu sichern und der berech- 
tigten Kritik der interessierten Öffentlichkeit, 
das Gesetz biete keinen hinreichenden Anreiz 
zur Qualitätssteigerung der deutschen Filmpro- 
duktion, Rechnung zu tragen. 

2. Die befaßten Ausschüsse stimmen mit der Bun- 
desregierung darin überein, daß die Finanz- 
situation der FFA, die in der Begründung des 
Regierungsentwurfs zutreffend als eine Schere 
der wahrscheinlichen Einnahme- und Ausgabe- 
entwicklungen der Anstalt bezeichnet wird, bei 
dem bis jetzt geltenden Mechanismus des FFG 
für die Verteilung der Förderungshilfen (§§ 8, 9, 
12, 13, 14, 18 Abs. 2 FFG) die Gefahr einer 
defizitären Entwicklung in den Jahreshaushalt 
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der FFA selbst dann nicht länger mehr aus- 
schließt, wenn künftig auch nur etwa die Hälfte 
der Jahresproduktion an deutschen Spielfilmen 
die Anspruchsvoraussetzungen für den Förde- 
rungsgrundbetrag (§ 8 FFG) erfüllt. Das Auf- 
kommen an Filmabgabe der gewerblichen Ver- 
anstalter — Filmtheater — (§ 15 FFG), die die 
hauptsächliche Einnahmequelle der Anstalt ist, 
bleibt nun mal beträchtlich hinter den ursprüng- 
lichen Schätzungen zurück, während andererseits 
die Filmproduktion nicht unbeträchtlich zuge- 
nommen hat — was übrigens bereits zu einem 
größeren Anteil des deutschen Films auf dem 
inländischen Markt geführt hat. Eine Anhebung 
des Filmabgabesatzes von DM 0,10 ist aber nach 
Auffassung der Bundesregierung, der befaßten 
Ausschüsse und der FFA in der gegenwärtigen 
film- und gesamtwirtschaftlichen Situation aus- 
geschlossen. Die Lösung des Problems kann da- 
her — ebenfalls nach übereinstimmender Ansicht 
aller Beteiligten — nur in einer Umverteilung 
der Anstaltsausgaben gefunden werden. 

3. Diese Umverteilung der FFA-FÖrderungshilfen 
erscheint den befaßten Ausschüssen um so wich- 
tiger, als es hierbei möglich wird, gleichzeitig 
eine wirkungsvollere Qualitätsförderung einzu- 
leiten. Schon der Regierungsentwurf ist einen 
solchen Weg gegangen; er ist aufgrund der Aus- 
schußberatungen ausgebaut worden. So schlägt 
der Ausschuß nunmehr — von anderen Einzel- 
verbesserungen der Förderung und günstigeren 
Anspruchsvoraussetzungen für den Film des an- 
spruchsvolleren Genres ganz abgesehen (siehe 
unten C) — vor, daß der Anstalt künftig 2,6 
Millionen DM jährlich allein für Zusatzbeträge 
zur Qualitätsförderung zur Verfügung stehen. 
Das bedeutet endlich eine finanzielle Sicherung 
für die Qualitätsförderung und der Höhe nach rd. 
das Fünffache gegenüber den Vorjahren. 

4. Uber diese Sofortmaßnahmen hinaus stimmen 
die mitberatenden Ausschüsse und der feder- 
führende Ausschuß darin überein, daß die ge- 
samte Problematik der Filmförderung unter dem 
stärkeren Gesichtspunkt der Qualitätssteigerung 
einer grundsätzlichen Überprüfung bedarf, wenn 
die Förderungshilfen nach dem FFG auslaufen. 
Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hält 
mit Auslaufen des FFG eine grundsätzliche Neu- 
regelung der Möglichkeiten einer qualitätsorien- 
tierten staatlichen Förderung des deutschen Films 
für notwendig. Die Ausschüsse sind sich aber mit 
den Vertretern der Bundesregierung auch dar- 
über klar, daß dieses grundlegende Konzept 
noch einer gewissen Vorbereitungszeit bedarf, 
unter der die Lösung der drängenden Probleme 
der FFA nicht leiden darf. Der federführende 
Ausschuß schlägt daher vor, zugleich mit der 
Verabschiedung der einzelnen Änderungsvor- 
schläge für Sofortmaßnahmen (unten C) die Film- 
abgabe- und Förderungsmaßnahmen nach dem 
FFG um insgesamt zwei Jahre zu verlängern und 
außerdem die Bundesregierung aufzufordern, 
binnen dieser Frist ein neues Gesamtkonzept für 
die Förderung des deutschen Films dem Deut- 
schen Bundestag vorzulegen. 


C. 

Zu den einzelnen Vorschriften ist zu bemerken: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Zu Buchstabe a — §2 Abs. 3 — 

§ 2 Abs. 3 FFG ist zu streichen, weil der Entwurf 
die Verpflichtung zur Übertragung und zum Ankauf 
der Fernsehnutzungsrechte (§ 12 FFG) nicht mehr 
vorsieht; vgl. dazu unten Artikel 1 Nr. 5 a. 

Zu Buchstabe b 

Die Notwendigkeit zu dieser redaktionellen Än- 
derung ergibt sich aus Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 a — § 6 Abs. 1 Nr. 1 1 — 

Die Deutsche Union der Filmschaffenden, die bisher 
schon ein Mitglied des Verwaltungsrates der Film- 
förderungsanstalt stellt, hat sich inzwischen ver- 
bandsrechtlich in die Rundfunk-Fernseh-Film-Union 
im Deutschen Gewerkschaftsbund integriert. Die 
Neufassung des § 6 Abs. 1 Nr. 11 trägt dem Rech- 
nung. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Zu Buchstabe a — §7 Abs. 5 — 

Der Ausschuß hat die im Regierungsentwurf vor- 
gesehene Fassung des § 7 Abs. 5 unverändert über- 
nommen. Er hat sich damit nach sorgfältiger Erwä- 
gung der abweichenden Meinungen des Innenaus- 
schusses und des Ausschusses für Bildung und Wis- 
senschaft, die an der geltenden Fassung festhalten 
möchten, der Auffassung der Bundesregierung an- 
geschlossen, daß die Neufassung eine rechtssyste- 
matische Verbesserung bedeutet und der Praxis er- 
möglicht, Gemeinschaftsproduktionen im wohlver- 
standenen Interesse der deutschen Filmwirtschaft 
noch besser als bisher zu fördern. Auf den Zusam- 
menhang mit Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b wird 
hingewiesen. 

Zu Buchstabe — §7 Abs. 9 — 

Der Ausschuß ist zu der Überzeugung gelangt, 
daß die derzeitige Fassung des § 7 Abs. 9 FFG (so- 
genannte Sittenklausel) heute nicht mehr ausreicht, 
um die Filme von der FFA-Förderung auszuschlie- 
ßen, deren Niveau dem Zweck des Gesetzes, die 
Qualität des deutschen Films auf breiter Grundlage 
zu steigern, auch dann nicht entspricht, wenn sie 
weder gegen Verfassung und Gesetze verstoßen, 
noch das sittliche oder religiöse Gefühl verletzen. 
In dieser Auffassung ist der Ausschuß durch die 
Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse so- 
wie durch die Filmförderungsanstalt bestärkt wor- 
den, die auch ihrerseits um eine Ergänzung des § 7 
Abs. 9 FFG gebeten hat. 

Die befaßten Ausschüsse haben die bisher gewon- 
nenen Erfahrungen und die Erfordernisse künftiger 
Praxis eingehend erörtert; auch hierzu ist die FFA 
gehört worden. Die jetzt vorgeschlagene Ergänzung 
der Vorschriften § 7 Abs. 9 Satz 2 und 3 beruhen 
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auf dem Vorschlag des Innenausschusses, dem sich 
der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft ange- 
schlossen hat. Satz 2 berücksichtigt die Kriterien 
„guter Unterhaltungsfilm“ (§ 9 Abs. 1 FFG); Satz 3 
gibt richtungweisende Beispiele für die Feststellung 
geringer Qualität, nämlich Darstellungen von sexu- 
ellen Vorgängen und Brutalitäten in aufdringlich 
vergröbernder spekulativer Form. Die Ergänzung 
ist vom Bundesminister des Innern verfassungs- 
rechtlich geprüft worden. Die Bundesregierung und 
die FFA halten sie für praktikabel. Bei dieser Sach- 
lage geht der Wirtschaftsausschuß davon aus, daß 
die Ergänzung des § 7 Abs. 9 der FFA eine wirk- 
same Handhabe bietet, ihrem gesetzlichen Auftrag, 
die Qualität des deutschen Films auf breiter Grund- 
lage zu steigern, auch durch Ausschluß des offen- 
sichtlich Minderwertigen künftig besser als bisher 
zu entsprechen. 

Zu Buchstabe b — §7 Abs. 11 Satz 2 — 

Der Ausschuß hat dem Regierungsentwurf ent- 
sprochen und die verfahrensrechtliche Konsequenz 
aus den die deutsche Filmwirtschaft berührenden 
zwischenstaatlichen Abkommen über Gemeinschafts- 
produktionen gezogen. In diesen Filmabkommen ist 
aus Gründen der guten Ordnung in der Zusammen- 
arbeit der befaßten Behörden verschiedener Staaten 
vereinbart, daß Anträge auf Anerkennung als 
Nationaler Film vier Wochen vor Drehbeginn ge- 
stellt werden. 

Zu Buchstabe b^ — §7 Abs. 14 — 

Unter den in § 7 Abs. 3 Nr. 1 FFG festgelegten 
Herstellerbegriff fallen Rundfunk- und Fernseh- 
anstalten nicht zweifelsfrei. Auf Vorschlag des In- 
nenausschusses und des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft sowie aus Gründen der Rechts- 
sicherheit erscheint es dem Ausschuß erforderlich, 
in das Gesetz die Vorschrift des § 7 Abs. 14 als 
Ausnahmeregelung einzufügen. Danach kann das 
Präsidium der FFA bis zu sechs Filme, die unter Mit- 
wirkung einer Fernsehen betreibenden öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalt hergestellt worden 
sind, als Referenzfilme anerkennen, ohne daß da- 
durch zugleich ein Förderungsanspruch der Rund- 
funkanstalt begründet wird. Auch für diese Filme 
gelten dann die neugefaßten Vorschriften des § 12. 
Der Ausschuß sieht in solcher Regelung einen wirk- 
samen Beitrag zu einem ausgewogenen Interessen- 
ausgleich zwischen der Filmwirtschaft und dem 
Fernsehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 — § 8 Abs 1 — 

Um die Finanzlage der FFA zuisichern (s. oben B), 
halten es die in der Sache befaßten Ausschüsse in 
grundsätzlicher Übereinstimmung mit der Bundes- 
regierung für geboten, den Förderungsgrundbetrag 
für Spielfilme, dessen Höhe derzeit auf 150 000 DM 
gesetzlich festgelegt ist (§ 8 Abs. 1 Satz 1 FFG), 
durchweg zu relativieren. Nach dem Vorschlag des 
Innenausschusses, dem die übrigen mitberatenden 
Ausschüsse und der federführende Wirtschaftsaus- 
schuß beigetreten sind, errechnet sich der einzelne 
Grundbetrag künftig nach dem Verhältnis zwischen 
dem im Haushalt der FFA nach § 18 Abs. 2 jeweils 


für ein Jahr angesetzten Gesamtbetrag für die 
Grundförderung und der Anzahl der für diesen Zeit- 
raum anspruchsberechtigten Referenzfilme. Der 
Wirtschaftsausschuß ist der Auffassung, daß dieser 
neue Berechnungsmodus, der feste Grenzen nicht 
mehr kennt, auch dazu beitragen wird, daß sich die 
deutsche Spielfilmproduktion in einem ausgewoge- 
nen Verhältnis zum Markt entwickelt, zumal die 
Neufassung die hierzu entwickelten Anregungen 
der FFA voll berücksichtigt. 

Zu Artikel 1 Nr, 4 

Zu Buchstabe a — §9 Abs. 1 und 2 — 

Die befaßten Ausschüsse haben sich auch hier für 
den Regierungsentwurf ausgesprochen. Nach der 
Neufassung des § 9 Abs. 1 erhält der Hersteller 
eines auf einem A-Fiimfestspiei mit einem Haupt- 
preis ausgezeichneten Referenzfilms — bei Vorlie- 
gen der übrigen Anspruchsvoraussetzungen — einen 
Zusatzbetrag (Qualitätsförderung nach § 9) wie ein 
von der FBW prädikatisierter Film, ohne daß dar- 
über erst die Kleine Kommission (§ 9 Abs. 4) ab- 
stimmen muß. Die besondere Berücksichtigung von 
Hauptpreisen der A-Filmfestspiele ist dem Gesetz 
nicht fremd (vgl. § 8 Abs. 2 Satz 2). Auch mit dieser 
Neufassung wird die Qualitätsförderung konsequent 
und unter Anerkennung der Entscheidungen der 
internationalen Fachwelt ausgedehnt. 

Da das Aufkommen an Filmabgabe und die für 
seine Verteilung geltenden Haushaltsvorschriften 
(§18 Abs. 2 in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Satz 2 
FFG) den ausreichenden Ansatz von Mitteln für Zu- 
satzbeträge (§ 9) nicht ohne weiteres sicherstellen, 
sah schon der Regierungsentwurf (Artikel 1 Nr. 4) 
eine Änderung des § 9 Abs. 2 vor, mit der — notfalls 
unter Einsatz von Mitteln des Bundeshaushalts — - 
mindestens 1,8 Millionen DM / anno für die Quali- 
tätsförderung zur Verfügung gestellt werden sollten. 
Die befaßten Ausschüsse haben dieser Frage des 
verstärkten Einsatzes von Mitteln für die Quali- 
tätsförderung durch Zusatzbeträge erhebliche Bedeu- 
tung beigemessen; auch die FFA selbst hat die ge- 
setzliche Bindung von Mitteln aus der Filmabgabe 
für Zusatzbeträge in Höhe von 'insgesamt 1 Million 
DM angeregt, die infolge der Neufassung des § 12 
und der dadurch verringerten finanziellen Verpflich- 
tungen der Anstalt frei werden (vgl. unten zu Arti- 
kel 1 Nr. 5 a). Außerdem ist insofern eine neue Lage 
©ingetreten, als nunmehr weitere Mittel aus der 
Ufi-Liquidation der deutschen Filmwirtschaft zuge- 
führt werden können (siehe unten zu Artikel 1 
Nr. 9 — § 21 a — ). Der Wirtschafts- (und der Haus- 
halts-)Ausschuß halten daher den zusätzlichen Ein- 
satz von weiteren 1,6 Millionen DM jährlich aus dem 
nach § 21 a zu bildenden Sondervermögen des Bun- 
des „Ufi-Liquidationserlös“ für erforderlich, aber 
auch für ausreichend, um der FFA mit dem jährlichen 
Gesamtansatz von 2,6 Millionen DM für Zusatzbe- 
träge eine wirksame Qualitätsförderung im Rahmen 
des § 9 zu ermöglichen. 

Zu Buchstabe b — §9 Abs. 4 — 

Die Neufassung geht auf Anregung der FFA zu- 
rück und berücksichtigt die Erfahrungen der Praxis. 
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Die bisherige Regelung behinderte die Arbeit der 
Kleinen Kommission, die über die Gewährung der 
Zusatzbeträge für die Qualitätsförderung ent- 
scheidet, weil die ausreichende Besetzung der Kom- 
missionssitzungen ohne die Möglichkeit, Stellver- 
treter zu benennen, nicht selten an Terminfragen 
scheiterte oder die Beschlußfähigkeit entfiel, wenn 
Kommissionsmitglieder sich bezüglich eines Films für 
befangen erklären mußten. Beiden Gesichtspunkten 
trägt die Neufassung Rechnung, indem sie die Wahl 
eines Stellvertreters für jedes Kommissionsmitglied 
vorsieht und als Abstimmungsmodus für die Kom- 
missionsentscheidung die einfache Mehrheit der an- 
wesenden Stimmen festlegt. Diese Regelungen be- 
dingten eine redaktionelle Überarbeitung des Ab- 
satzes 4. 

Zu Buchstabe c — §9 Abs. 5 — 

Mit der neuen Ausnahmeregelung des § 9 Abs. 5 
schlägt der Ausschuß vor, dem Präsidium der FFA 
die Möglichkeit zu geben, auf Antrag dem Herstel- 
ler eines Prädikatsfilms oder eines Films, der auf 
einem internationalen A-Filmfestspiel einen Haupt- 
preis erhalten hat, an der Zusatzförderung auch 
dann teilnehmen zu lassen, wenn dieser Referenz- 
film zwar nicht die in § 8 Abs. 2 FFG festgelegten 
Mindesteinspielergebnisse erreicht, aber immerhin 
100 000 DM eingespielt hat. Der Ausschuß stellt aus- 
drücklich fest, daß ein Prädikatsfilm im Sinne dieser 
Vorschrift nur ein Film sein kann, dem gemäß § 8 
Abs. 2 FFG die Filmbewertungsstelle der Länder ein 
Prädikat zuerkannt hat. Der Ausschuß ist der Auf- 
fassung, daß die neue Vorschrift ebenfalls geeignet 
ist, die Qualitätsförderung der FFA in einer größe- 
ren Breite zur Wirkung zu bringen. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 a und 4 b 

— § 10 Abs. 3 Nr. 4 und § 11 Abs. 1 Nr. 5 — 

Aufgrund der Erfahrungen und im Hinblick auf 
die weiteren Erfordernisse der Finanzierung der 
Filmproduktion ist der Ausschuß der Ansicht, daß 
der Anteil der Förderungshilfen der FFA an den 
Herstellungskosten des jeweils zu fördernden Films 
den Anteil anderer Finanzierungsmittel i. d. R. nicht 
übersteigen sollte. Dementsprechend schlägt er die 
Neufassung von § 10 Abs. 3 Nr. 4 und § 11 Abs. 1 
Nr. 5 vor. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 ^ § 12 — 

Zu Buchstabe a — §12 Abs. 1 — 

Schon der Regierungsentwurf differenzierte den 
bis jetzt bezüglich der Fernsehnutzungsrechte an 
Referenzfilmen geltenden allgemeinen Ankaufs- 
zwang für die FFA nach § 12 FFG hinsichtlich der 
Bedeutung der Referenzfilme. Die jetzt vorgeschla- 
gene Neufassung des § 12 sieht einen Ankauf von 
Fernsehnutzungsrechten durch die Anstalt über- 
haupt nicht mehr vor. Damit entfällt die gesetzliche 
Verpflichtung für den Hersteller des Referenzfilms, 
sein Recht der Anstalt zu übertragen, und für diese, 
jeweils einen Kaufpreis in Höhe von 100 000 DM 
zu zahlen — gleichgültig, ob der Film für das Fern- 
sehen verwertbar ist oder nicht. Wie die Anhörung 


der FFA ergeben hat, glaubt diese nämlich, nun- 
mehr die von ihr und den befaßten Ausschüssen an- 
erkannten Auswirkungen der Ausstrahlung von 
Spielfilmen im Fernsehen auf den Bereich der Film- 
theater durch eine zeitlich differenzierte Sperre der 
Ausstrahlung geförderter Filme steuern zu können. 
In den Beratungen ides Innenausschusses sind diese 
Gesichtspunkte unter Berücksichtigung der wirt- 
schaftlichen Situation der gesamten deutschen Film- 
wirtschaft und unter Abwägung der Interessen 
sowohl der Filmwirtschaft als auch der Fernsehen 
betreibenden Rundfunkanstalten eingehend erörtert 
worden. Der Empfehlung des Innenausschusses, der 
sich der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft an- 
geschlossen hat, ist der federführende Wirtschafts- 
ausschuß gefolgt: 

Die mit der Neufassung vorgeschlagene grundsätz- 
liche Sendesperre für Referenzfilme auf die Dauer 
von fünf Jahren ab Erstaufführung (§ 12 Abs. 1 Satz 1 
und 2) entspricht allgemeiner Übung in der Film- 
wirtschaft auch bei nicht geförderten und ausländi- 
schen Filmen. Darüber hinaus halten es die Aus- 
schüsse allerdings für erforderlich, der FFA die 
Möglichkeit zu geben, die Sendesperre in begrenz- 
tem Umfang (15 Filme) um weitere fünf Jahre zu 
verlängern, wenn das filmwirtschaftliche Interesse es 
erfordert. Als Beispiele hierfür hat die Anstalt dem 
Innenausschuß Fälle genannt, in denen die Auswer- 
tung des Films in den Filmtheatern auch fünf Jahre 
nach der Erstaufführung noch erfolgversprechend ist 
(z. B. FeuerZiangenbowle) oder der Film zu einer 
Serie gehört, die auch nach fünf Jahren noch weiter- 
hin produziert wird (z. B. Karl-May-Filme). Für die 
Inanspruchnahme des verlängerten Sperrechts hat 
die Anstalt dem Hersteller dann freilich 100 000 DM 
zu zahlen (§12 Abs. 1 Satz 3 ff.). Dennoch bedeutet 
die neue Regelung eine erhebliche finanzielle Ent- 
lastung der FFA. 

Zu Buchstabe a^ — §12 Abs. 2 — 

Das Instrument der Sendesperren erscheint den 
Ausschüssen allerdings nur dann vertretbar, wenn 
es so flexibel gestaltet ist, daß es auch die vorzei- 
tige Freigabe des Films für das Fernsehen ermög- 
licht, sofern lilmwirtschaftliche Interessen nicht ent- 
gegenstehen. Das kann vor allem bei Filmen mit 
hohen künstlerischen Ansprüchen der Fall sein, die 
im Filmtheater nach relativ kurzer Zeit ausgewer- 
tet sind. Für derartige Fälle sieht § 12 Abs. 2 Satz 2 
der Neufassung die Möglichkeit vor, die Sperrfrist 
auf zwei Jahre abzukürzen. Diese untere Grenze der 
Sperrfrist folgt aus den Vorschriften des FFG, nach 
denen ein Spielfilm innerhalb von zwei Jahren nach 
Erstaufführung die Anpruchsvoraussetzungen für 
eine Förderung durch die FFA erfüllen muß (§ 8 
Abs. 2 FFG). 

In Anbetracht der Bedeutung von Entscheidungen 
der FFA nach § 12 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 der 
Neufassung wird die Kompetenz dafür — entspre- 
chend der Systematik des FFG — dem Präsidium 
der Anstalt Vorbehalten; das gleiche gilt folgerich- 
tig für Entscheidungen über die Verwertung der von 
der Anstalt nach geltendem Recht bereits erworbe- 
nen Fernsehnutzungsrechte (§ 12 FFG; § 12 Abs. 2 
Satz 1 und 2 der Neufassung). 
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Zu Buchstabe b ■ — §12 Abs. 3 — ■ 

Die Neufassung ist dem neuen System des § 12 
Abs. 1 und 2 angepaßt worden und regelt die Ver- 
wertung der von der FFA bereits erworbenen Fern- 
sehnutzungsrechte unter Wahrung der bisherigen 
Rechtsposition des Herstellers. 

Zu Buchstabe c — §12 Abs. 4 — 

Der neue Absatz 4 erweitert — dem Regierungs- 
entwurf folgend — die Zweckbindung der Förde- 
rungshilfe auch auf den nach Absatz 3 an den Her- 
steller zu zahlenden Betrag. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 a — § 13 Abs. 1 — 

Mit den Einfügungen in Satz 1 und Satz 2 des 
§ 13 Abs. 1 glaubt der federführende Wirtschafts- 
ausschuß nach Erwägung der abweichenden Mei- 
nung der mitberatenden Ausschüsse dem filmtechni- 
schen Fortschritt auf dem Gebiet der 16-mm-Filme 
und den daraus erwachsenden wirtschaftlichen Mög- 
lichkeiten Rechnung tragen zu müssen. Die Neufas- 
sung stellt klar, daß im Rahmen der Wirtschafts- 
förderung nach dem FFG zwar grundsätzlich nur 
Kurzfilme im 35-mm-Format berücksichtigt werden 
können, aber auch 16-mm-Kurzfilme in diese Förde- 
rung einzubeziehen sind, sofern sie öffentlich auf- 
geführt werden und die übrigen für die Kurzfilm- 
förderung geltenden Voraussetzungen nach dem 
FFG erfüllen. 

Im Hinblick auf die Zielsetzung des FFG und die 
Aufgaben der FFA halten es die befaßten Aus- 
schüsse für geboten, im Rahmen der Vorschriften 
über die Zweckbindung der Förderungshilfen für 
Kurzfilme ausdrücklich festzulegen, daß die Kurz- 
filmhersteller diese Mittel auch für die Finanzierung 
der Produktion neuer Spielfilme einsetzen können 
(§13 Abs. 1 letzter Satz letzter Halbsatz). 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Zu Buchstabe a — §14 Abs. 2 — 

Die Neufassung des § 14 Abs. 2 nach dem Vor- 
schlag des Regierungsentwurfs ist wegen der Ände- 
rung des § 18 Abs. 2 erforderlich. 

Zu Buchstabe b — §14 Abs. 5 — 

Deutsche Wochenschauen erhalten aus Mitteln der 
FFA keine Förderungshilfe, Um aber auch den deut- 
schen Wochenschauen den Wettbewerb mit dem 
Fernsehen zu erleichtern und ihnen im Hinblick auf 
ihre Aufgaben im Auslande eine bessere inländische 
Abspielbasis zu geben, erscheint es den befaßten 
Ausschüssen angebracht, den Filmtheaterbesitzern, 
die sich in Verbindung mit ihrem Antrag auf Förde- 
rungsmittel zur Erneuerung und Verbesserung der 
technischen Anlagen ihrer Betriebe bisher verpflich- 
ten mußten, in allen Vorstellungen einen Kurzfilm 
zu spielen, die Wahl zwischen Kurzfilm und Wochen- 
schau einzuräumen, ohne daß sie dadurch ihren 
Förderungsanspruch verlieren. Diese Wahlmöglich- 
keit trägt zur Chancengleichheit der Filme im Vor- 
programm bei. 


Zu Artikel 1 Nr. 6 a, 8 Buchstaben a und b 

— § 15 Abs. 2, § 21 Abs. 1 und 2 — 

über die Frage einer Verlängerung der befriste- 
ten Maßnahmen nach dem FFG hat der federfüh- 
rende Wirtschaftsausschuß eingehend beraten (vgl. 

' auch oben B. 4.). Dabei stand im Mittelpunkt 
i die schon vom Innenausschuß .und vom Ausschuß 
I für Bildung und Wissenschaft hervorgehobene Not- 
wendigkeit, die gesamte Problematik der Filmförde- 
rung grundsätzlich zu überprüfen und bessere ge- 
setzliche Voraussetzungen zu schaffen. Für diese 
Arbeiten ist aber nach Ansicht des Ausschusses eine 
Zeitspanne von etwa zwei Jahren erforderlich. Mit- 
hin sind nach Ansicht des Ausschusses die gesetz- 
I liehen Termine für das Auslaufen der Filmabgabe 
(§15 Abs. 2) und für das Einstellen der Förderungs- 
hilfen (§ 21 Abs. 1 und 2) um jeweils zwei Jahre hin- 
auszurücken. Der Ausschuß glaubt damit auch den 
Vorstellungen der Filmwirtschaftsreferenten in den 
Bundesländern entgegenzukommen, die sich für eine 
Verlängerung um drei Jahre ausgesprochen haben. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Buchstabe a — §18 Abs. 2 — 

Die Neufassung der Haushaltsvorschrift des § 18 
Abs. 2 über das Verhältnis der Ausgabeansätze für 
die verschiedenen Förderungsmaßnahmen nach dem 
FFG zueinander im Jahresetat der FFA trägt dem 
Ergebnis der Ausschußberatungen zu den einzelnen 
Vorschriften über Förderungshilfen Rechnung. In 
Anbetracht der Bedeutung, die der Werbung für den 
deutschen Film im In- und Ausland zukommt, trägt 
der Ausschuß auch keine Bedenken, der Anregung 
der FFA zu folgen und sie gesetzlich zu verpflichten, 
für Werbemaßnahmen mindestens 500 000 DM jähr- 
lich in ihren Haushalt einzustelleut (§ 18 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 2). Der weitere Vorabansatz in Höhe von 1 Mil- 
lion DM für Zusatzbeträge (§ 18 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3) 
findet seine Erklärung in den Ausführungen oben zu 
Artikel 1 Nr. 4 (§ 9 Abs. 2). Die Zahlungen aus dem 
Sondervermögen „Ufi-Abwicklungserlös'' bleiben 
wegen ihrer Zweckbindung und des Charakters der 
i Filmabgabe als einer Selbsthilfemaßnahme der Film- 
i Wirtschaft außerhalb der Rechnung für die Auftei- 
I lung der Anstaltsmittel (§ 18 Abs. 2 Satz 2 letzter 
I Halbsatz). 

Die Mittel für die verlängerte — zweite — Fern- 
sehsperre nach § 12 Abs. 1 Satz 3 (s. oben zu Arti- 
kel 1 Nr. 5) werden vom Fonds für die Erneuerung 
und Verbesserung der Filmtheater abgezogen (§ 18 
Abs. 2 Satz 3), weil in erster Linie die Filmtheater 
durch diese Sperre geschützt werden. § 18 Abs. 2 
Satz 4 bringt die Überleitung aus dem geltenden 
Recht. 

Buchstabe b ■ — §18 Abs. 5 Satz 4 — 

Die Neufassung des § 18 Abs. 5 Satz 4 folgt aus 
den Vorschlägen zu § 9 Abs. 2 und § 21 a. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 — § 21 a — 

Nach § 15 Abs. 1 des Gesetzes zur Abwicklung und 
Entflechtung des ehemaligen reichseigenen Filmver- 
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mögens vom 5. Juni 1953 (BGBl. I S. 276) — Ufi-Li- 
quidationsgesetz — ist der durch die Maßnahmen 
nach diesem Gesetz anfallende Liquidationserlös an 
den Bund abzuführen und für die deutsche Filmwirt- 
schaft zu verwenden. In Ergänzung dieser Vorschrift 
sieht der vom Ausschuß vorgeschlagene neue § 21 a 
vor, daß der Bund für die Übernahme des Liquida- 
tionserlöses und seine Verwendung das Sonderver- 
mögen „Ufi-Abwicklungserlös" bildet, dem der Bund 
zunächst die im Jahre 1970 von der Liquidation im 
Wege der Vorwegteilausschüttung erhaltenen 8 Mil- 
lionen DM zuführt. 

Das Sondervermögen ist für die Förderung der 
deutschen Filmwirtschaft zu verwenden (§ 15 Abs. 1 
Ufi-Liquidationsgesetz; § 21 a Abs. 2 Satz 1), und 
zwar nach Auffassung des Ausschusses vorrangig 
zur Qualitätsförderung nach § 9 (Artikel 1 Nr. 4). 
Der Ausschuß ist weiter der Ansicht, daß das Son- 
dervermögen im übrigen zur strukturellen Verbes- 
serung der deutschen Filmwirtschaft (z. B. zur Erwei- 
terung eines potentiellen Filmpublikums) einzuset- 
zen ist. Die dabei etwa notwendige Koordinierung 
verschiedener Gesichtspunkte hat der mit der Ver- 
waltung des Sondervermögens zu beauftragende 
Bundesminister für Wirtschaft durch Anhören der 
FFA und durch Herbeiführen des Einvernehmens mit 
den Bundesministern des Innern und der Finanzen 
vorzunehmen (§ 21 a Abs, 2 Satz 2). Der Vorschlag 
des Ausschusses über die Pflicht zur Verzinsung des 
Sondervermögens bis zu seiner bestimmungsgemä- 
ßen Verwendung (§ 21 Abs. 2 Satz 4) ist Ausdruck 
seiner Vorstellung, den Liquidationserlös möglichst 


zweckentsprechend und ggf. kapitalerhaltend und 
mehrend für die deutsche Filmwirtschaft einzuset- 
zen. 

Die Ausklammerung des § 15 Abs. 2 des Ufi-Liqui- 
dationsgesetzes (§ 21 a Abs. 2 Satz 3) ergibt sich aus 
der Sache. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die Übergangsregelung 
für Referenzfilme, deren Hersteller bis zum Inkraft- 
treten des Änderungsgesetzes bereits aufgrund der 
bisher geltenden Fassung des FFG die Anspruchs- 
voraussetzungen nach § 8 erfüllt haben. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Mit Rücksicht auf die oben unter B. dargelegten 
Umstände erscheint es in Übereinstimmung mit dem 
Regierungsentwurf geboten, daß das Anderungs- 
gesetz am Tage nach seiner Verkündung in Kraft 
tritt. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, dem Gesetzentwurf in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas- 
sung zuzustimmen. 


Bonn, den 29. April 1971 


Gewandt 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf - — Drucksache VI/508 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen ; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 29. April 1971 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Gewandt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen zur 
Förderung des deutschen Films 

— Drucksache Vl/508 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft 

(8. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
zur Förderung des deutschen Films 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des 
deutschen Films vom 22. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1352) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Anstalt erwirbt die Fernsehnutzungsrechte 
der nach diesem Gesetz geförderten programm- 
füllenden Filme für den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes nach Maßgabe des § 12." 


2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Als deutscher Film gilt auch ein Film, 
den ein Hersteller unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 und 
des Absatzes 7 gemeinsam mit mindestens 
einem Hersteller mit Wohnsitz oder Sitz 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Ge- 
setzes hergestellt hat, wenn eine im Verhält- 
nis zu der ausländischen Beteiligung 'erheb- 
liche deutsche finanzielle Beteiligung sowie 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
zur Förderung des deutschen Films 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des 
deutschen Films vom 22. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1352) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 3 wird gestrichen 

b) Absatz 4 wird Absatz 3 


la. § 6 Abs. 1 Nr. 11 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„11. einem Mitglied, benannt von der Rundfunk- 
Fernseh-Film-Union im Deutschen Gewerk- 
schaftsbund,". 


2. § 7 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 
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Entwurf 

eine dieser angemessene, mindestens 30 vom 
Hundert betragende künstlerische und tech- 
nische deutsche Beteiligung vereinbart ist. 
Eine erhebliche deutsche Beteiligung liegt 
auch vor, wenn die Vorschriften über die Ge- 
meinschaftsproduktion von Filmen ieiner auf 
den Film anwendbaren, von deutscher Seite 
abgeschlassenen zwischenstaatlichen Verein- 
barung eingehalten sind.“ 


b) Absatz 11 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Nachweis, daß es sich um einen deut- 
schen Film im Sinne des Absatzes 3 oder 
um einen Film handelt, der nach den Ab- 
sätzen 4 und 5 als deutscher Film gilt, und 
daß der Film programmfüllend im Sinne des 
Absatzes 2 ist, wird durch eine Bescheini- 
gung des Bundesamts für gewerbliche Wirt- 
schaft geführt, die im Falle des Absatzes 5 
spätestens vier Wochen vor Drehbeginn zu 
beantragen ist.“ 


3. § 8 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ist in einem Kalenderjahr die sich nach Satz 1 
errechnende Summe der Grundbeträge größer 
als der nach §18 Abs. 2 für die Förderung pro- 
grammfüllender Filme zur Verfügung stehende 
Betrag, so vermindert sich der Grundbetrag ent- 
sprechend." 


4. § 9 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


ai) Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Nicht zu fördern sind Filme, die gegen 
die Verfassung oder die Gesetze verstoßen 
oder das sittliche oder religiöse Gefühl ver- 
letzen. Gleiches gilt für die Filme, die unter 
Berücksichtigung des dramaturgischen Auf- 
baues des Drehbuches, der Gestaltung, der 
schauspielerischen Leistung, der Kamerafüh- 
rung und des Bildschnittes von geringer 
Qualität sind. Von geringer Qualität ist na- 
mentlich die Darstellung von sexuellen Vor- 
gängen und Brutalitäten in aufdringlich ver- 
gröbernder spekulativer Form." 

b) unverändert 


bj) Hinter Absatz 13 wird folgender Absatz 14 
angefügt: 

„(14) Deutsche Filme, die unter Mirtwir- 
kung einer Fernsehen betreibenden öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalt, die im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes liegt, hergestellt 
worden sind, können als Referenzfilme aner- 
kannt werden; jedoch nur jährlich bis zu 
sechs Filme. Die Entscheidung bedarf der Ge- 
nehmigung des Präsidiums, das hierbei die 
Interessen der Filmwirtschaft und die der 
Rundfunkanstalten zu berücksichtigen hat." 

3. § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
Referenzfilms als Förderungshilfe einen Grund- 
betrag, dessen Höhe sich im Kalenderjahr aus 
dem Verhältnis der Anzahl der Referenzfilme zu 
dem nach § 18 Abs. 2 im Haushalt der Anstalt 
hierfür eingesetzten Betrag errechnet." 


4. § 9 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 
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Entwurf 

„(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
Referenzfilms, dem im abgelaufenen Haushalts- 
jahr ein Grundbetrag nach § 8 zuerkannt worden 
ist, eine zusätzliche Förderungshilfe (Zusatzbe- 
trag), sofern es sich um einen Prädikatsfilm, um 
einen Film, der auf einem A-Filmfestspiel mit 
einem Hauptpreis ausgezeichnet worden ist, 
oder um einen Film handelt, der unter Berück- 
sichtigung des dramaturgischen Aufbaus, des 
Drehbuchs, der Gestaltung, der schauspiele- 
rischen Leistungen, der Kameraführung und des 
Bildschnitts einen guten Gesamteindruck hinter- 
läßt (guter Unterhaltungsfilm). 

(2) Der Verwaltungsrat stellt spätestens drei 
Monate nach dem Schluß des Kalenderjahres 
den für die Zahlung von Zusatzbeträgen zur 
Verfügung stehenden Gesamtbetrag fest. Dieser 
Betrag besteht aus den nach § 18 Abs. 2 zur 
Förderung programmfüllender Filme zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln abzüglich der im abge- 
laufenen Haushaltsjahr gewährten Grundbe- 
träge (§ 8). Stehen danach aus Mitteln der An- 
stalt nicht mindestens 1,8 Millionen Deutsche 
Mark für Zusatzbeträge zur Verfügung, wird 
der Fehlbetrag aus Haushaltsmitteln des Bun- 
des, erstmals im Haushaltsjahr 1971, bereitge- 
stellt. Der Betrag ist den Herstellern nach Maß- 
gabe des Anteils zuzuerkennen, den der ein- 
zelne Film an den Einspielergebnissen aller in 
Absatz 1 bezeichneten Filme, die im abgelaufe- 
nen Kalenderjahr die Voraussetzungen für die 
Gewährung des Grundbetrages erfüllt haben, im 
jeweiligen Förderungszeitraum (§ 7 Abs. 8 

Satz 2) im Geltungsbereich dieses Gesetzes er- 
zielt hat. Vom Bundesminister des Innern ge- 
währte Spielfilmprämien sind insoweit auf den 
Zusatzbetrag anzurechnen, als dieser aus Haus- 
haltsmitteln des Bundes gezahlt wird. Auf den 
Zusatzbetrag kann die Anstalt vor Ablauf des 
Förderungszeitraumes nach Maßgabe der Haus- 
haltslage und der erzielten Einspielergebnisse 
Vorauszahlungen leisten." 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
,(1) unverändert 


(2) Für die Zahlung von Zusatzbeträgen 
werden jährlich 1,0 Millionen Deutsche Mark 
gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 3 bereitgestellt. Außer- 
dem wird der Anstalt zu diesem Zweck jähr- 
lich ein Betrag von 1,6 Millionen Deutsche 
Mark aus dem gemäß § 21 a gebildeten Son- 
dervermögen „Ufi-Abwicklungserlös" zuge- 
führt. Der Betrag ist den Herstellern nach 
Maßgabe des Anteils zuzuerkennen, den der 
einzelne Film an den Einspielergebnissen aller 
in Absatz 1 bezeichneten Filme, die im abge- 
laufenen Kalenderjahr die Voraussetzungen 
für die Gewährung des Grundbetrages erfüllt 
haben, im jeweiligen Förderungszeitraum (§ 7 
Abs. 8 Satz 2) im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes erzielt hat. Auf den Zusatzbetrag kann 
die Anstalt vor Ablauf des Förderungszeit- 
raumes nach Maßgabe der Haushaltslage und 
der erzielten Einspielergebnisse Vorauszah- 
lungen leisten.' 


b) Absatz 4 erhält folgende Fassung; 

„(4) über die Gewährung der Zusatzbe- 
träge entscheidet eine vom Verwaltungsrat 
auf jeweils ein Jahr aus seiner Mitte ge- 
wählte Kleine Kommission, bestehend aus 

1. drei Mitgliedern des Deutschen Bundes- 
tages, 

2. einem Vertreter der Bundesregierung, 

3. einem Beauftragten der beiden Kirchen, 

4. zwei Vertretern des Hauptverbandes 
Deutscher Filmtheater e. V., 

5. einem Vertreter der Spielfilmproduzenten, 

6. einem Vertreter des Verbandes der Film- 
verleiher e. V. 

Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter ge- 
wählt. Die Kleine Kommission wählt aus ihrer 
Mitte einen Vorsitzenden, Sie ist bei Anwe- 
senheit von sieben Mitgliedern beschlußfähig 
und entscheidet mit der Mehrheit der anwe- 
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Entwurf 


5. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitteilung gemäß § 7 Abs. 10 ver- 
pflichtet den Hersteller, der Anstalt unver- 
züglich das ihm zustehende ausschließliche 
Fernsehnutzungsrecht an dem Referenzfilm 
für den Geltungsbereich dieses Gesetzes auf 
die Dauer von fünf Jahren, beginnend mit 
dem Ablauf des Erstmonopols von fünf Jah- 
ren bei der Filmtheaterauswertung, zum Er- 
werb anzubieten. Die Anstalt ist verpflichtet, 
das Angebot unverzüglich anzunehmen, so- 
fern der Referenzfilm die Voraussetzungen 
des § 9 Abs. 1 erfüllt; im übrigen kann die 
Anstalt das Angebot annehmen, sofern sich 
eine Rundfunkanstalt gegenüber dem Her- 
steller zum Erwerb der Fernsehnutzungs- 
rechte bereit erklärt hat und für den Refe- 
renzfilm ein Grundbetrag nach § 8 zuerkannt 
worden ist. Die Anstalt kann das Angebot, 
die Fernsehnutzungsrechte an einem Prädi- 
katsfilm oder an einem auf einem A-Filmfest- 
' spiel mit einem Hauptpreis ausgezeichneten 
Film zu erwerben, auch dann annehmen, 
wenn der Hersteller die Voraussetzung des 
§ 8 Abs, 2 Satz 2 nicht erfüllt hat. In den Fäl- 
len der Sätze 2 und 3 trifft die Entscheidung 
das Präsidium. Der .Hersteller hat sich für 
den Fall des Erwerbs der Fernsehnutzungs- 
rechte gegenüber der Anstalt zu verpflichten, 
für die Dauer des in Satz 1 genannten Zeit- 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

senden Stimmen. Gegen die Entscheidung 
können die Minderheit und der betroffene 
Filmhersteller innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe der Entscheidung den Verwal- 
tungsrat anrufen.“ 

c) Hinter Absatz 4 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) Das Präsidium kann auf Antrag be- 
schließen, daß der Hersteller eines Referenz- 
films, dem ein Grundbetrag nach § 8 nicht zu- 
erkannt worden ist und der Bruttoverleihein- 
nahmen in Höhe von mindestens 100 000 
Deutsche Mark erzielt hat, an der zusätzlichen 
Förderungshilfe (Absatz 2) teilnimmt, sofern 
der Film ein Prädikatsfilm ist oder auf einem 
A-Filmfestspiel mit einem Hauptpreis ausge- 
zeichnet worden ist." 

4a. § 10 Abs. 3 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„4. soweit die Förderungshilfen nach den §§ 8 
und 9 50 vom Hundert der Herstellungs- 
kosten des zu fördernden Films überstei- 
gen." 

4b. § 11 Abs. 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„5. soweit sie 50 vom Hundert der Herstellungs- 
kosten des zu fördernden Films überstei- 
gen." 

5. § 12 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Inanspruchnahme des Grundbetra- 
ges verpflichtet den Hersteller, das ihm zu- 
stehende ausschließliche Fernsehnutzungsrecht 
an dem Referenzfilm für den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes und für die Dauer von fünf 
Jahren (Erstmonopol) nicht an deutsche Rund- 
funkanstalten oder Dritte zu übertragen. Dies 
gilt auch für die ihm zustehenden Fernsehnut- 
zungsrechte für andere Gebiete des deutschen 
Sprachraums außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes, soweit eine technische Aus- 
strahlungsmöglichkeit in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes besteht. Für die Zeit nach Ab- 
lauf des Erstmonopols von fünf Jahren, be- 
ginnend mit der Erstaufführung im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes, kann der Hersteller 
über das Fernsehnutzungsrecht verfügen, es 
sei denn, daß die Anstalt das Fernsehnut- 
zungsrecht vor Ablauf von vier Jahren nach 
Erstaufführung für weitere fünf Jahre nach 
Ablauf des Erstmonopols sperrt. Die Anstalt 
kann dieses Recht in bis zu fünfzehn Fällen 
jährlich ausüben, wenn es im film wirtschaft- 
lichen Interesse liegt. Wird dieses Recht aus- 
geübt, hat die Anstalt dem Hersteller als wei- 
tere Förderungshilfe einen Betrag von 100 000 
Deutsche Mark zu zahlen." 
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raumes die ihm zustehenden ausschließlichen 
Fernsehnutzungsrechte für andere Gebiete 
nicht an Rundfunkanstalten des deutschen 
Sprachraumes außerhalb des Geltungsbe- 
reiches dieses Gesetzes zu übertragen, so- 
weit eine technische Austrahlungsmöglich- 
keit in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
besteht. Die Anstalt hat dem Hersteller im 
Falle des Erwerbs der Fernsehnutzungsrechte 
als weitere Förderungshilfe einen Betrag von 
100 000 Deutsche Mark zu zahlen; werden in 
einem Kalenderjahr Fernsehnutzungsrechte 
an mehr als 35 Filmen erworben, so vermin- 
dert sich der Betrag entsprechend.“ 


b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Erzielt die Anstalt bei der Verwer- 
tung eines Fernsehnutzungsrechtes mehr als 
sie dem Hersteller nach Absatz 1 gezahlt hat, 
so hat sie ihm den Mehrbetrag auszuzahlen." 


c) Folgender Absatz 4 wird angefügt; 

„(4) § 10 Abs. 1 findet auf die weitere För- 
derungshilfe entsprechende Anwendung." 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


a^) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Uber die Ausübung des Rechts gemäß 
Absatz 1 und die Verwertung der bereits er- 
worbenen Fernsehnutzungsrechte eines Refe- 
renzfilms entscheidet das Präsidium. Sofern 
filmwirtschaftliche Interessen nicht entgegen- 
stehen, kann das Präsidium auf Antrag des 
Herstellers gestatten, abweichend von Ab- 
satz 1 Satz 1 und 2 die Fernsehnutzungsrechte 
an dem Referenzfilm für den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes an deutsche Rundfunkanstal- 
ten auch schon für die Zeit von zwei Jahren 
ab Erstaufführung des Films zu vergeben." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Erzielt die Anstalt bei der Verwertung 
eines bereits in ihrem Besitz befindlichen 
Fernsehnutzungsrechtes mehr als sie dem Her- 
steller als weitere Förderungshilfe gezahlt 
hat, so hat sie ihm den Mehrbetrag auszu- 
zahlen." 

c) unverändert 


5 a. § 13 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
deutschen Kurzfilms sowie eines nicht pro- 
grammfüllenden deutschen Kinder- und Jugend- 
films eine Förderungshilfe, wenn dem Film inner- 
halb zweier Jahre nach seiner Freigabe durch die 
Freiwillige Selbstkontrolle von der Filmbewer- 
tungsstelle Wiesbaden in 35-mm-Fassung das 
Prädikat „besonders wertvoll" zuerkannt worden 
ist. Auch Filme, die in 16-mm-Fassung hergestellt 
werden, fallen darunter, sofern diese zur öffent- 
lichen Vorführung bestimmt sind. Ist diesem 
Film das Prädikat „wertvoll" zuerkannt worden, 
so wird dem Hersteller eine Förderungshilfe nur 
gewährt, wenn dem Film außerdem auf einem 
Filmfestspiel oder aus anderem Anlaß eine be- 
sondere Auszeichnung verliehen worden ist, die 
eine dem Prädikat „besonders wertvoll" ver- 
gleichbare Bedeutung hat. § 7 Abs. 3 und 9 gilt 
entsprechend. Die Förderungshilfe wird nur auf 
Antrag und nur auf Grund solcher Filme gewährt, 
die nicht früher als ein Jahr vor Inkrafttreten 
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6. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Die Anstalt hat spätestens drei Monate 
nach dem Schluß eines Haushaltsjahres für das 
abgelaufene Haushaltsjahr Förderungähilfen 
nach Absatz 1 in Höhe des nach § 18 Abs. 2 fest- 
gelegten Betrages zur Verfügung zu stellen." 


7. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In dem Haushaltsplan sind jährlich die 
Beträge festzulegen, die für die einzelnen in 
diesem Gesetz vorgesehenen Förderungs- 
maßnahmen Verwendung finden sollen. Da- 
bei ist davon auszugehen, daß nach Abzug 

1. der Verwaltungskosten der Anstalt so- 
wie erforderlich werdender Rückstellun- 
gen, 

2. der Mittel zur Werbung für den deut- 
schen Film im In- und Ausland, 

3. der Mittel für den Erwerb der Fernseh’ 
natzangsrechte bis zum Höchstbetrag von 
3,5 Millionen Deutschen Mark, 

4. der Förderungsmittel für den nidit pro- 
grammfüllenden Kinder- und Jugendfilm 
und den Kurzfilm in Höhe von 1,2 Millio- 
nen Deutsche Mark, 

die Mittel zur Förderung der programm- 
füllenden Filme zu den Mitteln für die Er- 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

dieses Gesetzes von der Freiwilligen Selbstkon- 
trolle freigegeben worden sind. Der Antrag ist 
spätestens einen Monat nach Ablauf der in Satz 1 
bezeichneten Höcbstfrist zu stellen. Die Anstalt 
verteilt den für diese Förderungshilfen nach § 18 
Abs. 2 Nr. 4 zur Verfügung stehenden Betrag 
spätestens drei Monate nach dem Schluß eines 
Haushaltsjahres an die Hersteller der in Satz 1 
und 2 bezeichneten Filme zu gleichen Teilen. § 10 
Abs. 1 und 2 und § 11 Abs. 1 Nr. 1 und 2 finden 
entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß 
diese Förderungshilfen auch zur Finanzierung 
der Herstellungskosten neuer programmfüllender 
deutscher Filme verwendet werden können." 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

(2) unverändert 


b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Auszahlung setzt den Nachweis 
voraus, daß in dem betreffenden Filmtheater 
während des Erhebungszeitraumes zu allen 
Filmprogrammen mit Spielfilmen von einer 
Vorführdauer bis zu 110 Minuten ein Kurz- 
film oder eine deutsche Wochenschau vorge- 
führt worden ist." 

6 a. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Die Filmabgabe wird bis zum 31. Dezem- 
ber 1974 erhoben." 

7. § 18 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,(2) In dem Haushaltsplan sind jährlich die 
Beträge festzulegen, die für die einzelnen in 
diesem Gesetz vorgesehenen Förderungsmaß- 
nahmen Verwendung finden sollen. Dabei ist 
davon ausizugehen, (daß nach Abzug 

1. unverändert 


2. der Mittel zur Werbung für den deutschen 
Film im In- und Ausland in Höhe von 
mindestens 500 000 Deutsche Mark, 

3. der Mittel für den Zusatzbetrag in Höhe 
von 1,0 Millionen Deutsche Mark (§ 9 
Abs. 2 Satz 1), 

4. unverändert 


die Mittel zur Förderung der programmfüllen- 
den Filme zu den Mitteln für die Erneuerung 
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neuerung und Verbesserung der Filmtheater 
im Verhältnis von zwei zu eins stehen sol- 
len; hierbei bleiben Zuschüsse des Bundes 
unberücksichtigt. Die von den Rundfunkan- 
stalten für die Übertragung der Fernsehnut- 
zungsrechte gezahlten Beträge sind im jewei- 
ligen Kalenderjahr dem Fonds für die Zuer- 
kennung des Grundbetrages und Zusatzbe- 
trages zuzuteilen." 


b) Absatz 5 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Der Prüfungsbericht ist dem Verwaltungsrat, 
dem Bundesminister für Wirtschaft und dem 
Bundesrechnungshof vorzulegen." 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

und Verbesserung der Filmtheater im Ver- 
hältnis von zwei zu eins stehen sollen; hier- 
bei bleiben Zahlungen aus dem Sonderver- 
mögen „Ufi- Abwicklungserlös" (§ 21 a) un- 
berücksichtigt. Die für die Verlängerung der 
Sperrzeiten gemäß § 12 Abs. 1 Satz 5 erforder- 
lichen Mittel werden bis zum Höchstbetrag 
von 1,5 Millionen Deutsche Mark jährlich von 
den für die Erneuerung und Verbesserung der 
Filmtheater vorgesehenen Mitteln in Abzug 
gebracht. Die von den Rundfunkanstalten für 
die Übertragung der Fernsehnutzungsrechte 
gezahlten Beträge sind im jeweiligen Kalen- 
der jfalhr dem Fonds für die Zuerkennung des 
Grundbetrages zuzuteilen.' 

b) unverändert 


8. § 21 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Förderungshilfen nach den §§ 8, 9 und 
13 werden nur gewährt, wenn der Referenz- 
film bis zum 31. Dezember 1973 im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes erstaufgeführt oder 
im Falle des § 13 von der Freiwilligen Selbst- 
kontrolle freigegeben worden ist. Förderungs- 
hilfen nach § 14 werden letztmalig für das 
Haushaltsjahr 1974 gewährt." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Anträge auf die Gewährung von För- 
derungshilfen nach den §§ 8, 9 und 13 kön- 
nen nur bis zum 31. März 1976 gestellt wer- 
den. Für programmfüllende Dokumentär-, 
Kinder- und Jugendfilme verlängert sich diese 
Frist bis zum 31. März 1979. Anträge auf die 
Gewährung von Förderungshilfen nach § 14 
können nur bis zum 31. März 1975 gestellt 
werden." 

9. Nach § 21 wird folgender § 21 a eingefügt: 

♦ 

,§ 21 a 

(1) Als Vermögen des Bundes wird ein Son- 
dervermögen „Ufi-Abwicklungserlös" gebildet. 

(2) Der aus der Abwicklung und Entflechtung 
des ehemaligen reichseigenen Filmvermögens 
nach der Berichtigung der Schulden verbleibende 
Abwicklungseriös ist, soweit er nicht auf Beteili- 
gungsrechte anderer Gesellschafter als des Rei- 
ches entfällt, in Ergänzung von § 15 des Gesetzes 
zur Abwicklung und Entflechtung des ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögens vom 5. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 276) unmittelbar an das Son- 
dervermögen „Ufi-Abwicklungserlös" abzufüh- 
ren. Der Bund führt dem Sondervermögen im 
Haushaltsjahr 1971 einen Betrag in Höhe der im 
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Bundeshaushalt 1970 vereinnahmten Vorwegaus- 
schüttung von 8 Millionen Deutsche Mark zu. 

(3) Das Sondervermögen ist für die Förderung 
der Filmwirtschaft zu verwenden, über die Ver- 
wendung im einzelnen entscheidetr soweit sie sich 
nicht aus § 9 Abs. 2 ergibt, der Bundesminister 
für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem Bundesminister 
des Innern nach Anhörung der Filmförderungs- 
anstalt. § 15 Satz 2 des Gesetzes zur Abwicklung 
und Entflechtung des ehemaligen reichseigenen 
Filmvermögens bleibt unberührt. Bis zur bestim- 
mungsmäßigen Verwendung ist das Vermögen 
verzinslich anzulegen. Die Verwaltung des Son- 
dervermögens obliegt dem Bundesminister für 
Wirtschaft. Die Kosten der Verwaltung trägt das 
Sondervermögen.' 


Artikel 2 

Artikel 1 Nr. 1, 3 und 5 gelten nicht für Referenz- 
filme, deren Hersteller bis zum Tage des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes die Anspruchsvoraussetzungen 
für die Gewährung eines Grundbetrages gemäß § 8 
erfüllt haben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im Land Berlin. 

Ar t i k e 1 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 

Artikel 4 
unverändert 
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